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B1.C Vorschriften, Reglemente, PBG 2620-2016

Einführung einer Lenkungsabgabe auf an Sozialhilfeklienten vermietete Woh-
nungen

Beantwortung Interpellation

Martin Müller (DP), Mitglied des Gemeinderates, hat am 19. November 2015 folgende Interpellation
eingereicht:

"Die Sozialhilfekosten sind In Dletlkon ein stetiger Hemmschuh der finanziellen Gesundung. Alle bis-
hangen Massnahmen, die der Stadtrat unternommen hat, um bei Vermißtem und Verwaltungen auf
eine gesündere Durchmischung hinzuwirken, scheinen wirkungslos zu verpuffen. Jetzt sind kreative-
re Lösungen gefragt.

§ 49a Abs. 3 PBG besagt, dass Gemeinden für ganze Zonen die Nutzung zu Wohnzwecken be-
schränken können. Eine Beschränkung der Nutzung durch Sozialhilfeklienten wäre demnach denk-
bar. In diesem Zusammenhang bitte ich den Stadtrat um Beantwortung folgender Fragen:

1. Könnte auf dieser Bestimmung fussend eine Lenkungsabgabe auf an Sozialhilfeklienten ver-
mietete Wohnungen eingeführt werden?

2. Welcher Anteil von durch an Sozialhilfeklienten vermieteter NutzRäche innerhalb einer Uegen-
schaft müsste als Schwellenwert definiert werden, ab der die Abgabe fällig wird, um eine Len-
kungswlrkung zu erzielen?

3. Würde es genügen, BZO und Gebührenordnung entsprechend anzupassen oder wären weite-
re Regelwerke betroffen und wenn ja, welche in welcher Art?

4. Könnte die Höhe der Gebühr in Abhängigkeit des erzielten Mietzinses definiert werden?

5. Müssten eventuell Ausnahmen bezüglich kurzfristiger Überbelegung oder bezüglich stadteige-
ner Liegenschaften berücksichtigt werden?

6. Wäre eine Ausschüttung der Lenkungsabgabe via Gemeindezuschüsse zu AHV-Ergänzungs-
leistungen denkbar oder müsste eine Möglichkeit mit breiterer Streuung gefunden werden?
Wenn ja welche wären denkbar?

7. Welche Beträge (Schätzung) würde diese Lenkungsabgabe einbringen und was würde vor-
aussichtlich an neuem Verwaltungsaufwand anfallen?

Gibt es bereits eine konkrete Gerichtspraxis über die Zulässigkeit einer solchen Lenkungsab-
gäbe oder gibt es Kommentare zum PGB, die aber noch nicht durch gerichtliche Praxis gesi-
chert sind?"

Die Interpellation von Martin Müller (DP) wird wie folgt beantwortet:

Allgemeines

Auf der Grundlage von § 49a Abs. 3 Bau- und Planungsgesetz (PBG) lässt sich keine Lenkungsab-
gäbe begründen.
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Die im Baugesetz geregelten Zonentypen sind abschliessend; Gemeinden dürfen daher keine eige-
nen Zonentypen schaffen. Die Zonentypen regeln die Art der Nutzung (Wohnen mit oder ohne Ge-
werbeerieichterung, Industrie und Gewerbe, Landwirtschaftsnutzung, öffentliche Nutzung usw.) und
differenzieren nicht die einzelnen Nutzungsadressaten.

Gemäss § 49a Abs. 3 PBG kann für ganze Zonen, gebietsweise oder für einzelne Geschosse die
Nutzung zu Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken zugelassen, vorgeschrieben oder be-
schränkt werden und für gewerbliche Nutzungen sowie Familienwohnungen mit vier und mehr Zim-
mem eine erhöhte Nutzungsziffer festgesetzt werden. In Kern-, Quartiererhaltungs- und Zentrums-
zonen kann für geeignete Lagen überdies bestimmt werden, dass im Erdgeschoss nur Läden und
Gaststätten zulässig sind.

Diese Bestimmung ist abschliessend und lässt eine Einschränkung im Sinne einer Spezialregelung
für die jeweiligen Uegenschafteneigentümer betreffend die Vermietung von Wohnungen an spezifi-
sehen Personengruppen (Sozialhilfebeziehende) nicht zu.

Zu Fragen 1-7

Lenkungsabgaben sind dazu bestimmt, auf Verhaltensweisen der Bevölkerung und der Wirtschaft
steuernd einzuwirken; ihr Ertrag fällt nicht in die allgemeine Staatskasse, sondern wird dem Zweck
entsprechend zugewendet. Lenkungsabgaben dürfen nur erhoben werden, wenn der Gegenstand
der Abgabe, der Kreis der Abgabepflichtigen und die Höhe der Abgaben in den Grundzügen in ei-
nern Gesetz festgelegt sind.

§ 49a PBG erfüllt dieses Anforderungen eindeutig nicht. Aus Praxis und Rechtsprechung ist auch
kein anderer Erlass bekannt, der diese Anforderungen an eine Lenkungsabgabe im Sinne der voriie-
genden Interpellation erfüllen würde.

Das übergeordnete Recht lässt demzufolge weder eine entsprechende Anpassung der kommunalen
Bau- und Zonenordnung noch der kommunalen Gebührenverordnung zu.

Aus diesem Grund erübrigt sich die Beantwortung der übrigen Fragen. Abschliessend wird darauf
hingewiesen, dass die vorgeschlagene Lenkungsabgabe mit grosser Wahrscheinlichkeit auch gegen
mehrere verfassungsmässige Grundrechte (z. B. Eigentumsfreiheit, Wirtschaftsfreiheit usw. ) verstos-
sen würde.

Der Stadtrat beschliesst:

Die Interpellation von Martin Müller (DP) betreffend Einführung einer Lenkungsabgabe auf an Sozial-
hilfeklienten vermietet Wohnungen wird im Sinne der Erwägungen beantwortet.

Mitteilung durch Protokollauszug an:
Sekretariat Gemeinderat;
Stadtschreiberin;
Stadtaräsident.
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